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Außergewöhnliches Management  
in der Pflege verdient Nachahmer

Nachhaltigkeit ist in aller Munde und geht weit über Umwelt- und Klimaschutz hin-
aus. Besonders in der Pflege, wo täglich unter hohem Druck Großes geleistet wird, zeigt 
sich, wie entscheidend die soziale Nachhaltigkeit für den langfristigen unternehmeri-
schen Erfolg einer Einrichtung ist. Sie ist eines der drei ESG-Kriterien – neben ökolo-
gischer und unternehmerischer Verantwortung – und gerade im Gesundheitswesen von 
zentraler Bedeutung. Denn wo Menschen für Menschen arbeiten, stehen faire Arbeits-
bedingungen, Chancengleichheit, eine werteorientierte Führung und eine starke Unter-
nehmenskultur im Mittelpunkt nachhaltiger Entwicklung.
Für Pflegeeinrichtungen birgt soziale Nachhaltigkeit gleich mehrere Vorteile: Weniger 
Krankenstände und Fluktuation, höhere Mitarbeiterbindung, ein besseres Betriebsklima – 
und damit letztlich auch effiziente Arbeitsabläufe und mehr wirtschaftliche Stabilität. 

Wer in die Gesundheit und Zufriedenheit seines Teams investiert, gewinnt an Attrakti-
vität auf dem Arbeitsmarkt und stärkt ganz automatisch die Versorgungsqualität. Denn 
auch Klienten und Angehörige spüren, ob eine Einrichtung mit Respekt, Klarheit und 
Fürsorge geführt wird. So entsteht Vertrauen – nach innen und außen.
Doch wie wird sichtbar, was gute Führung in einer Einrichtung bewirkt? Wie erkennt 
man Betriebe, die nicht nur wirtschaftlich denken, sondern auch eine soziale Verant-
wortung für ihre Mitarbeitenden konsequent leben und sich damit besonders hervorhe-
ben? Auszeichnungen wie das „Grüne Mandat“ der ETL-Gruppe rückt diejenigen in 
den Fokus, die täglich soziale Verantwortung herausragend leben – für ihre Mitarbeiten-
den, für ihr Umfeld, für die Zukunft der Pflege. Diese Sichtbarkeit ist dabei kein Selbst-
zweck, sondern ein motivierendes Vorbild und Inspiration für andere Einrichtungen, es 
ebenso zu machen – oder sogar noch besser.

 Siehe Beitrag „Pflege mit Haltung“ auf Seite 11.
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KOMMENTAR

Generation Z übernimmt Verantwortung
Marc Kranepuhl ist 23 Jahre alt – und leitet ein Pflegeheim mit fast 100 Plätzen. Was 
nach Ausnahme klingt, könnte ein Signal für die Zukunft der Altenhilfe sein. Denn jun-
ge Führungskräfte wie Kranepuhl zeigen, dass Engagement, frische Ideen und ein wert-
schätzender Führungsstil keine Frage des Alters sind, sondern der Haltung. Das Bei-
spiel des Palais Balzac in Leipzig zeigt, wie viel Potenzial in einem Generationenwechsel 
steckt. Kranepuhl übernimmt Verantwortung für ein Haus mit einigen Herausforde-
rungen – personell, konzeptionell, baulich. Doch statt sich entmutigen zu lassen, packt 
er an. Mit Mut, Motivation und dem Willen, Dinge zu verändern. Er lebt reflektierte 
Führung – getragen von einer fundierten Ausbildung, praktischer Erfahrung und dem 
Rückhalt eines Trägers, der offenbar Vertrauen in junge Talente setzt. Was Kranepuhl 
besonders macht, ist nicht nur sein Alter. Es ist seine Haltung: Führung auf Augenhöhe, 
offene Kommunikation, flexible Arbeitsmodelle. Er setzt auf moderne Personalführung, 
die auf Lebensrealitäten der Mitarbeitenden eingeht – und damit echte Bindung schafft. 
Das ist kein Bonus, sondern Notwendigkeit in einer Branche, die unter Fachkräfteman-
gel leidet. Die Generation Z wird oft als bequem, wechselhaft oder unentschlossen be-
schrieben. Kranepuhl widerlegt diese Klischees eindrucksvoll.

 Siehe Beitrag „Jung, mutig, motiviert: Neuer Kurs im Pflegeheim“ auf Seite 8.
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Diese Änderungen  
stecken im PKG-Entwurf

Der Referentenentwurf des Pflegekompetenzgesetzes knüpft 
in weiten Teilen an den Kabinettsentwurf der vorherigen  

Bundesregierung an – bringt jedoch auch Neuerungen mit sich. 

Von Roman Tillmann

Das Pflegekompetenz-
gesetz scheiterte kurz 
vor Ende der letzten 
Legislaturperiode. 

Nun hat Gesundheitsministerin 
Nina Warken (CDU) einen neu-
en Referentenentwurf vorgelegt, 
der weitgehend dem früheren 
Kabinettsentwurf entspricht. 
Ziel ist es, die Rahmenbedin-
gungen für Pflegefachkräfte zu 
verbessern, ihre Kompetenzen 
besser zu nutzen, sie zu entlasten 
und die Versorgung – besonders 
bei chronischen Erkrankungen 
und in der Prävention – zu si-
chern. Pflegefachpersonen sol-
len künftig bestimmte ärztliche 
Leistungen eigenverantwortlich 
übernehmen können.

Einige Änderungen gab es 
jedoch: Im Vergleich zum Ent-
wurf des früheren Bundesminis-
ters wurde der Umwandlungs-
anspruch des ambulanten bzw. 
teilstationären Sachleistungs-
betrags in Kostenerstattungs-
ansprüche für Angebote zur 
Unterstützung im Alltag (z. B. 
Tagesbetreuung) wieder gestri-
chen. Auch das in § 10a neu ge-
schaffene Amt des Beauftragten 
der Bundesregierung für Pflege 
wurde komplett gestrichen. Die 
Anschubfinanzierung zur Grün-
dung von Pflegewohngemein-
schaften wurde um 4,5 Prozent 
auf 2.613 Euro pro Bewohner 
und maximal 10.452 Euro für die 
Wohngemeinschaft erhöht. Die 
Förderung zur Weiterentwick-
lung der Versorgungsstrukturen 
und Versorgungskonzepte und 
zur Förderung ehrenamtlicher 
Strukturen sollte von 25 Mil-
lionen auf 60 Millionen ange-
hoben werden. Der neue Re-
ferentenentwurf enthält diese 
Erhöhung nicht mehr.

Was sind die wesentlichen 
Veränderungen durch das Pfle-
gekompetenzgesetz? Der Begriff 
„Pflegefachperson“ wird als Le-
galdefinition eingeführt und löst 
die „Pf legefachkraft“ ab. Ein 
zentrales Element ist die Befug-
nis zur eigenverantwortlichen 
Heilkundeausübung im Rah-
men ihrer erworbenen Kompe-
tenzen. Dies soll Verfahren ver-
einfachen, Ärzt:innen entlasten 
und die Versorgungsqualität ver-
bessern, z. B. durch eigenverant-
wortliches Wundmanagement 
oder Insulindosisanpassungen. 
Zudem kann eine Pflegefach-
person künftig die ärztliche Be-
scheinigung für die Pflegezeit 
ausstellen. Die Gesetzesände-
rungen verpflichten Pflegeein-
richtungen, eine personenzent-
rierte und kompetenzorientierte 
Personal- und Organisations-
entwicklung anzuwenden sowie 
Delegationskonzepte zu entwi-
ckeln. Die Möglichkeiten zum 
Erhalt der Förderung nach § 8 

Abs. 7 von bis zu 7.500 Euro für 
größere Einrichtungen wurden 
um diese Anforderungen erwei-
tert. Außerdem wird die Förde-
rung auch für Maßnahmen zur 
betrieblichen Integration von 
Pflege- und Betreuungsperso-
nal aus dem Ausland gewährt.

 Mit der Stärkung der Kom-
petenz der Pflegefachpersonen 
wird deutlich, dass damit um-
fangreiche Veränderungen auf 
die Einrichtungen zukommen 
und die Pf legeprozesse und 
-organisation angepasst wer-
den müssen. Dazu wurde auch 
der § 113c mit der neuen Per-
sonalbemessung angepasst. Es 
wird konkretisiert, dass bei ei-
nem Personalaufwuchs neben 
Maßnahmen zur Personal- und 
Organisationsentwicklung eine 
Überschreitung des Maximal-

schlüssels für Pflegeassistenten 
möglich ist, sofern diese Auf-
gaben zur Entlastung der Pfle-
gefachpersonen übernehmen. 

Zudem soll eine unabhän-
gige qualifizierte Geschäfts-
stelle mit der Begleitung und 
Unterstützung einer fachlich 
fundierten Personal- und Orga-
nisationsentwicklung von Pfle-
geeinrichtungen eingerichtet 
werden. Ebenfalls soll ein Mo-
dellvorhaben gestartet werden, 
das prüft, ob Pflegefachperso-
nen weitere Aufgaben zur Be-
gutachtung zur Einstufung in 
einen Pflegegrad übernehmen.

Neben der Pflegekompetenz 
wurden auch einige weitere Be-
reiche der Pflege neu geregelt:
• § 40b erhöht die Erstattung 

für Digitale Pflegeanwendun-
gen (DiPa) von 50 auf insge-
samt 70 Euro, davon 30 Euro 
für ergänzende Unterstüt-
zungsleistungen durch am-
bulante Pflegeeinrichtungen. 
Es bleibt abzuwarten, ob es 
zukünftig DiPas in der Pra-
xis geben wird.

• § 45e verbessert erheblich 
die Förderung von regiona-
len Netzwerken. Die Förder-
summen wurden auf bis zu 
500.000 Euro pro Jahr zur Fi-
nanzierung einer Geschäfts-
stelle oder wissenschaftlichen 
Begleitung angehoben.

• § 86 ist ein vollständig neu-
er Paragraf. Er führt Ver-
fahrensleitlinien für die Ver-
gütungsverhandlungen und 
-vereinbarungen ein, die v.a. 

der Vereinfachung und Be-
schleunigung der Pflegesatz-
verhandlung dienen sollen. 
Sie verpflichtet die Kosten-
träger, eine verbindliche An-
sprechperson zu benennen 
und Forderungen nach Nach-
weisen umgehend anzuzei-
gen. Die der Pflegesatzver-
einbarung zugrunde gelegten 
maßgeblichen Annahmen 
und Werte sind derart zu hin-
terlegen oder auszuweisen, 
dass sie für künftige Anpas-
sungen, auch in vereinfach-
ten Verfahren, für die Par-
teien leicht zugänglich sind. 
Zudem soll eine Bundesemp-
fehlung spätestens 9 Monate 
nach Inkrafttreten erarbei-
tet werden, die dies konkre-
tisiert. Die Vereinfachung ist 
dringend nötig, jedoch sind 
einzelne Aspekte davon auch 
schon heute Teil des § 85. So-
mit bleibt spannend, ob hier 
wirklich der Durchbruch er-
reicht werden kann.

• § 92c führt erstmals eine am-
bulante Pflegeeinrichtung ein, 
bei der Leistungen in Form 
eines Basispakets vereinbart 
werden und zusätzlich pfle-
gerische Maßnahmen nach 
§ 36 und Leistungen der häus-
lichen Krankenpflege nach 
§ 37 SGB V abgerechnet wer-
den können. Zudem erhalten 
die Bewohner einen Zuschuss 
von der Pflegekasse in Hö-
he von 450 Euro pro Monat.

• § 37 Abs. 3 und § 114 führen 
digitale Prozesse zur Über-
mittlung der Beratungsproto-
kolle bzw. zur Durchführung 
von Qualitätsprüfungen ein.

• § 125c definiert Modellvorha-
ben in den Jahren 2025 und 
2026 zur Erprobung digita-
ler Verhandlungen der Pfle-
gevergütung.

• § 125d definiert Modellvor-
haben zur Erprobung der 
Flexibilisierung der Leis-
tungserbringung stationärer 
Pflegeeinrichtungen, die eine 
Aufweichung des „All-inclu-
sive-Leistungskonzepts“ be-
inhalten können.
 

Das Pflegekompetenzgesetz ist 
ein wichtiger Schritt, um die 
Pflege in Deutschland angesichts 
von Fachkräftemangel und de-
mografischem Wandel zukunfts-
fähig zu machen. Für Pflegehei-
me wird es entscheidend und 
herausfordernd sein, diese neu-
en Möglichkeiten aktiv zu nut-
zen, um die Versorgungsquali-
tät zu erhöhen, das Personal zu 
entlasten und die Zukunftsfä-
higkeit der Einrichtungen zu 
sichern. Ob die Reform wirkt, 
wird sich in der Praxis zeigen
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Das Pflegekom-
petenzgesetz 
verlangt tief- 

greifende Anpas-
sungen in den  
Einrichtungen.


